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Alexis De Tocqueville beobachtet schon vor einigen 
hundert Jahren besorgt „eine unübersehbare Menge 
ähnlicher und gleicher Menschen, die sich rastlos um 
sich selbst drehen“ (Tocqueville, 2006, S. 343) und 
zurückgezogen für sich alleine leben. Dies ist heute 
erneut Realität: Es findet eine Individualisierung in 
der Lebensführung der Gesellschaftsmitglieder statt. 
Die beiden komplementären Gesellschaftsformen von 
Emile Durkheim beschreiben die fortschreitende Mo-
dernisierung des Zusammenlebens und den damit ein-
hergehenden Wandel von einer segmentierten in eine 
arbeitsteilige Gesellschaft. Während in der segmen-
tierten Gesellschaft viele kleine Gruppen durch ge-
meinsame moralische und religiöse Vorstellungen zu-
sammengehalten werden, verändert sich das Zusam-
menleben in der arbeitsteiligen Gesellschaft zu einer 
hochindividualisierten Gemeinschaftsform, in der ab 
sofort keine allgemeingültigen Normen und religiösen 
Vorschriften mehr bindend sind. Vielmehr kommt es 
zu individualisierten Handlungsnormen, die das ge-
sellschaftliche Zusammenleben fortan bestimmen 
(vgl. Rommerskirchen, 2017, S. 94f.).  

Ulrich Beck beschreibt dies später als Wandel von 
der klassischen Industriegesellschaft hin zu einer mo-
dernen Risikogesellschaft (vgl. Beck, 1986, S. 13). 
Die Risiken hier unterscheiden sich durch die Globa-

lität ihrer Bedrohung von vorherigen. Wurden persön-
liche Risiken früher noch als Synonym für Mut oder 
Abenteuer genutzt, so steht der Begriff heute in direk-
tem Zusammenhang mit einer globalen Bedrohung 
der Selbstvernichtung durch beispielsweise die Atom-
aufrüstung oder den Klimawandel (vgl. Beck, 1986, 
S. 28). Diese globale Bedrohungslage führt die Ge-
sellschaft demnach zu einer Individualisierung der 
Einzelnen, was wiederrum zu einer neuen Art der 
Vergesellschaftung führt (vgl. Beck, 1986, S. 205). 
Dies stellt einen kategorialen Wandel zwischen Indi-
viduum und Gesellschaft dar: Einerseits werden die 
Menschen demnach zwar von den Zwängen der Ge-
sellschaft befreit (vgl. Rommerskirchen, 2017, S. 
238), andererseits befinden sie sich aber nun in einem 
fortlaufenden Dilemma: Der Verlust von traditionel-
len Sicherheiten, wie vorgegebenen Handlungswei-
sen, einem übergeordneten Glauben und leitenden 
Normen führt in der Folge zu einem Sicherheitsver-
lust. Diesen versuchen die Individuen durch die Rein-
tegration in neue soziale Einbindungen auszugleichen 
(vgl. Beck, 1986, S. 206). Der Mensch ist folglich 
durch die Befreiung von religiösen, traditionellen und 
sozialen Zwängen befreit – das führt aber unweiger-
lich dazu, dass er zur „Individualisierung verdammt“ 
(Rommerskirchen, 2017, S.240) wird.  

Marc	Oliver	Technow:	
Wie	Gerechtigkeit	und	Diskurs	das	allgemeine	Wohl	fördern	

Gemeinwohl in einer Gesellschaft von Individuen – ein Widerspruch in sich. Es entsteht ein kollektiver Wertverlust 
in der Gesellschaft durch die Individualisierung der Lebensführungen. Ulrich Beck spricht dabei von einer zwei-
ten Moderne, der sogenannten Risikogesellschaft. Diese befreit die Individuen zwar aus den Zwängen der Gesell-
schaft, treibt sie aber gleichzeitig in die soziale Isolierung. Durch die fehlende a-priori Kraft der Religion im 
säkularisierten Staat entsteht folglich ein Bindungsverlust. Dies führt zu einem individualisierten Werte- und Nor-
menverständnis. Der kollektive Zusammenhalt verschwindet und es bleibt eine Gesellschaft von Individuen, die 
nach persönlichem Wohl, aber nicht mehr nach dem Wohle der Allgemeinheit streben. Da sich Interessen in einer 
demokratischen Gesellschaft aber nicht ausschließlich individuell widerspiegeln können, dient der Pluralismus 
als Sammelbecken überschneidender Werte und Interessen, um diese dann meinungsstärker im gesellschaftlichen 
Diskurs darstellen zu können. Der Rechtsstaat sorgt dabei für die rechtlichen Rahmenbedingungen, in welchen 
dieser Diskurs stattfinden kann. Allerdings ist er in seiner Handlung beschränkt, da freiheitliche Rechtsstaaten 
sich heute nicht mehr über eine kollektiv vorgegebenen Wertekodex definieren, sondern durch die Sicherung in-
dividueller Freiheit der Bürger. Dadurch entsteht ein Vakuum in der kollektiven Wertbindung, was durch das 
individuelle Streben nach Gerechtigkeit ausgefüllt wird. Es entsteht folglich die Frage, wie in einem pluralisti-
schen Rechtsstaat, der sich einzig und allein durch die Sicherung individueller Persönlichkeitsrechte definiert, 
eine kollektive Wertbindung in der Gesellschaft entsteht, ohne die Individuen dabei in ein zwanghaftes Normen-
korsett zu zwingen. 



Journal für korporative Kommunikation - Ausgabe 2/2020 
   

56  
 
 

journal-kk.de 

Als soziale Wesen orientieren sich Individuen in ih-
ren Entscheidungen und Handlungen auch immer an 
den Erwartungen der Anderen. Die gesellschaftlichen 
Normen, also Regeln des sozialen Handelns, be-
schreiben allgemeinverbindliche Handlungsformen in 
sozialen Situationen, wodurch die Handlungserwar-
tungen der Gemeinschaft an den einzelnen Menschen 
entstehen. Sie haben einerseits eine funktionale Auf-
gabe, die das gemeinsame Handeln erleichtern, ande-
rerseits auch eine symbolische durch die Markierung 
einer bestimmten Zugehörigkeit (vgl. Rommerskir-
chen, 2019, S. 21). Auf der anderen Seite stehen die 
individuellen Werte der Menschen, die intrinsische 
Bestätigung benötigen. Sie bilden nicht zwangsweise 
ein zusammengehöriges Gefüge, sondern sind indivi-
duell gestaltbar (vgl. Heidenreich, 2011, S. 219f.). Es 
entsteht ein fortlaufender Prozess, wie diese subjekti-
ven Werte mit den objektiven Normen in Einklang zu 
bringen sind. Geht man von der Existenz eines ge-
meinsamen Guts in einer Gesellschaft von Individuen 
aus, so stellt sich die Frage, ob dieses aus den indivi-
duellen, subjektiven Werten der Einzelnen entsteht o-
der eine eigene objektive Qualität besitzt und damit 
auf die Entscheidungsfindung und das soziale Han-
deln der Individuen makrosoziologisch einwirkt 
(Schubert & Klein, 2018).  

Auf Grundlage der zuvor dargelegten Ausführun-
gen stellt sich die Frage, wie individuelle Freiheit und 
kollektiver Zusammenhalt in einem von Individuali-
sierungstendenzen geprägten Gemeinwesen so in Ein-
klang gebracht werden, ohne, dass die Individuen in 
ihrer Autonomie eingeschränkt werden. Ist das Ge-
meinwohl eine a-priori vorgegebene Größe oder ent-
steht es in Folge bestimmter politischer und gesell-
schaftlicher Interessenlagen? 

Der	 Pluralismus	 als	 Basis	 individueller	
Freiheit	
Ein zu hoher Grad an Individualität und unterschied-
lichen Wertevorstellungen kann zur vollständigen 
Auflösung der Gesellschaft führen. Deswegen werden 
Organisationen und Gruppierungen benötigt, welche 
den Menschen die Reintegration in ein bestimmtes 
Normensystem ermöglichen, da sich dieses in hochin-
dustriellen Gesellschaften nicht ausschließlich indivi-
duell gestalten lässt. Auch deshalb spiegelt sich die 
Individualität heute oft in einem pluralistischen Ge-
sellschafts- und Politiksystem wider. In hochindustri-
ellen Gesellschaften braucht es Institutionen, die das 

breit geprägte Bild individueller Vorstellungen und 
Meinungen bündeln und diesen so Gehör verschaffen 
(vgl. Andersen & Woyke, 2003). 

Die Pluralität existiert vorrangig im Sinne der 
Selbstverwirklichung des Einzelnen, weshalb sie we-
sentlich vom Individuum aus zu interpretieren ist. 
Durch den Zusammenschluss zu Gruppen oder Orga-
nisationen Individuen ihre Wertevorstellungen in 
Konkurrenz gegenüber anderen gemeinsam wir-
kungsvoller zu vertreten (vgl. Oberreuter, 1980, S. 
22). Verschiedene gesellschaftliche Gruppen und Or-
ganisationen kennzeichnen den Pluralismus maßgeb-
lich. Diese konkurrieren mit- und gegeneinander um 
gesellschaftliche, wirtschaftliche und auch politische 
Macht (Andersen & Woyke, 2003). Hinter dieser 
Konkurrenz steht der Freiheitsanspruch der Indivi-
duen (vgl. Oberreuter, 1980, S. 22).  

In westlichen Gesellschaften ist der Pluralismus 
heute ein Faktum, sowie Bedingung und Folge des er-
reichten Freiheitsgrades der Individuen. Die Auflö-
sung zugunsten eines monistischen Systems kann, 
nach heutigem Kenntnisstand, nur eine gewalttätige 
sein (vgl. Solzbacher, 1994, S. 50). Das ist ein Grund 
für Fraenkel, den Pluralismus als direktes Gegenpro-
dukt zum Totalitarismus zu definieren, da in einer he-
terogen beschaffenen Gesellschaft heute Institutionen 
und Gruppierungen für den demokratischen Diskurs 
und die politische Beteiligung der einzelnen Bürger 
von enormer Bedeutung sind.  

Diese Heterogenisierung in den nationalen Gesell-
schaften führt zu einem Bindungsverlust. Der „nicht-
kontroverse Sektor des Gemeinwesens“ (Fraenkel, 
2019, S. 255) fungiert daher als entscheidender Bau-
stein pluralistischer Gesellschaften. Das Gemeinwe-
sen einer pluralistischen Demokratie, dessen Normen-
system nicht mindestens auf einem allgemein aner-
kannten Wertkodex besteht, ist nicht überlebensfähig 
(vgl. Fraenkel, 2019, S. 246). Das Gemeinwohl agiert 
als regulative Idee in Form eines übergeordneten, ge-
sellschaftlichen Diskurses. Das Gemeinwohl entsteht 
dabei nicht als festgelegte Größe, sondern verändert 
sich fließend mit den sich verändernden gesellschaft-
liche Entwicklungstendenzen. Es geht nicht darum, 
eine genaue Größe des Gemeinwohls festzulegen oder 
es als soziale Realität zu definieren  – vielmehr ist es 
eine regulative Idee, nach welcher Staat und Gesell-
schaft ständig zu streben versuchen (vgl. Fraenkel, 
2019, S. 61).  

Auch deswegen braucht es neben dem kontroversen 
Sektor ein Mindestmaß an gesellschaftlicher Bindung 
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im Bereich allgemein anerkannter Normen und 
Werte. Eine Gesellschaft ohne Konflikt kann es in ei-
nem pluralistischen System nicht geben, eine solche 
wäre der Idealfall einer monistischen Konzeption. Al-
lerdings ist auch minimaler Konsensus von entschei-
dender Bedeutung, da eine gänzlich ohne Konsens 
existierende Gesellschaft in anarchischer Auflösung 
oder revolutionärem Konflikt enden kann (vgl. Kre-
mendahl, 1977, S. 455). Gewollter Konflikt in Form 
von ständigem Diskurs ist allerdings notwendig und 
so braucht es zwangsläufig einen rechtlichen Ord-
nungsrahmen, in dem dieser geordnete Konflikt statt-
finden kann. Dies geschieht durch den freiheitlichen 
Rechtsstaat, der für die friedliche Konfliktaustragung 
der Gruppen verantwortlich ist (vgl. Andersen & 
Woyke, 2003).  

Die	Legitimation	politischer	Herrschaft	im	
freiheitlichen	Rechtsstaat	
Während nicht-rechtstaatliche, totalitäre Regimes 
diese Freiheit der Einzelnen durch Repression zu 
Gunsten der Hörigkeit einzelner Bürger gegenüber 
dem Staate einschränken können, ist die Herrschaft in 
freiheitlichen Rechtsstaaten durch das Demokratie-
prinzip auch immer von dem Legitimitätseinverständ-
nis der Bürger abhängig (vgl. Braun & Schmitt, 2009, 
S.53f.). Durch diesen unbedingten Freiheitszuspruch 
an die Individuen und die daraus resultierende Legiti-
mitätsbegründung stehen Rechtsstaaten vor einem Di-
lemma. Denn nach Böckenförde lebt „der freiheitli-
che, säkularisierte Staat […] von Voraussetzungen, 
die er selbst nicht garantieren kann. Das ist das große 
Wagnis, das er, um der Freiheit willen, eingegangen 
ist“ (Böckenförde, 2019, S. 112). Denn der Staat kann 
nur dann bestehen, wenn „sich die Freiheit, die er sei-
nen Bürgern gewährt, von innen her, aus der morali-
schen Substanz des einzelnen und der Homogenität 
der Gesellschaft, reguliert“ (Böckenförde, 2019, S. 
112).  Der Begriff der Homogenität ist dabei als rela-
tiv zu definieren, da Böckenförde hier nur eine ge-
meinsame Vorstellung von einem kollektiven Zusam-
menleben meint: „Völkische Homogenitätsvorstel-
lungen können schnell ins Verderben führen“ (Die 
Tageszeitung, 2009), wie es der Nationalsozialismus 
gezeigt habe. Auch deswegen definiert Böckenförde 
mit der Homogenität nicht die Gesellschaft selbst, 
sondern das, wonach die Individuen in einer Gesell-
schaft streben.  

Die garantierte Freiheit der Bürger gilt auch heute 
als wesentliche Legitimationsgrundlage freiheitlicher 
Rechtsstaaten. Die Grundrechte der Individuen wer-
den geschützt und staatliche Handlungen von unab-
hängigen Gerichten überprüft (vgl. Pötzsch, 2009). 
Nach Birgit Enzmann können die Elemente eines 
Rechtsstaates auf zwei wesentliche Bereiche aufge-
teilt werden: den formalen und materiellen Rechts-
staat (vgl. Enzmann, 2012, S. 43). Diese beiden Prin-
zipien unterscheiden sich im Wesentlichen durch die 
Implementierung des positiven Rechts im formalen 
und des gerechten Rechts im materiellen Rechtsstaat 
(vgl. Enzmann, 2012, S. 2).  

Der	materielle	Rechtsstaat	als	Grundlage	
gerechter	Rechtsauslegung	
Das materielle Rechtsstaatsprinzip bindet den Staat 
nicht nur an rein formal positives Recht, sondern auch 
an inhaltliche Maßstäbe, die das Individuum schützen 
sollen. Der materielle Rechtsstaat ist der Gemein-
schaft verpflichtet und nutzt das Recht, um eine ge-
rechte und am Gemeinwohl orientierte Ordnung zu 
schaffen (vgl. Enzmann, 2012, S. 51).  

Ohne zusätzliche Bindung an materielle Prinzipien 
ist eine Staatskonzeption demnach heute in einer frei-
heitlichen Gesellschaft kaum noch vorstellbar. Für 
Ernst Fraenkel muss die formale Rationalität des 
Rechts bei einer Diskrepanz „gegenüber dessen mate-
rialer Rationalität zurücktreten“ (Fraenkel, 2019, S. 
356). Das materielle Rechtsstaatprinzip dient also ge-
genwertig als Bindung an eine höherrangige Wertord-
nung, welche die Legitimität politscher Herrschaft 
stützt und das formale Prinzip der Rechtsstaatlichkeit 
bedeutend ergänzt (vgl. Pötzsch, 2009). Anstelle des 
übergeordneten, religiösen Glaubens treten heute 
Menschen- und Bürgerrechte als Glaubenssätze einer 
neuen Zivilreligion, die politische Herrschaft wird 
durch die demokratische Staatsform vom Volk be-
mächtigt und legitimiert.  Der Staat hat sich vom 
geistlichen Einfluss gelöst, wodurch er über eine neue 
institutionelle Ordnung mit einem ihm zugrundelie-
gender Zivilreligion verfügt (vgl. Münch, 2010, S. 
34).  

Damit gründet sich die Legitimität staatlicher Ge-
walt nicht mehr nur auf göttliches Gebot oder positi-
ves Recht, sondern auf die Sicherung individueller 
Freiheitsrechte und die gerechte Bewertung der 
Rechtsauslegung. Deswegen gilt es besonders das 
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Spannungsverhältnis zwischen Recht und Gerechtig-
keit näher zu betrachten, denn es kommt in jedem 
rechtsstaatlichen Verfahren zum Tragen (vgl. Aren-
hövel, 2000, S. 47). Die „Herstellung von Gerechtig-
keit im Sinne des Ideals einer vollkommenden Ord-
nung im Rahmen des Rechts“ (Gauck, 1998, S. 380) 
wird zwar immer als Forderung an den Staat gerichtet. 
Der Staat ist in der Implementierung dieser allerdings 
beschränkt, denn erzwingt er eine Gerechtigkeitsform 
in Bezug auf bestehendes Recht entsteht eine Bevor-
mundung der Individuen und dadurch eine Legitimi-
tätserzwingung der staatlichen Herrschaft, wie sie Bö-
ckenförde schon beschreibt (vgl. Böckenförde, 2019, 
S. 112) Auch deshalb beruht die Legitimität des Staa-
tes, wie bereits vorher erwähnt, auf der rechtlichen 
Implementierung der Gerechtigkeit und nicht auf der 
Gerechtigkeit seiner Handlungen selbst.  

Das	Streben	nach	Gerechtigkeit	als	kollek-
tiver	Wertkodex		
Es entsteht aber eine zentrale Frage: Wie entsteht in 
einem pluralistisch konzipierten Gemeinwesen ein 
kollektives Streben nach einem allgemeinen Wohl? 
Dabei wird in Bezug auf das Gemeinwohl von einer 
a-posteriori entstehenden, regulativen Idee gespro-
chen. Besonders Fraenkel sieht im Gemeinwohl keine 
vorgegebene oder statische Größe, sondern das immer 
wieder durch gesellschaftlichen Diskurs und öffentli-
che Meinung entstehende Streben nach Gerechtigkeit 
(vgl. Fraenkel, 2019, S. 61). Die Verwirklichung von 
Gerechtigkeit in einer Gesellschaft gehört dabei un-
weigerlich zum Gemeinwohl dazu. Während die Idee 
des Gemeinwohls sich auf das Gemeinwesen bezieht, 
greift die Gerechtigkeit über dieses hinaus (vgl. Isen-
see, 2014, S. 32).  

Die Wissenschaft hat belegt, dass die meisten Men-
schen nach Gerechtigkeit streben (vgl. Güth & Tietz, 
1990, S. 419ff.). Die Anerkennung anderer und der 
faire Umgang im sozialen Handeln miteinander sind 
entscheidende Komponente dafür, in sozialen Bezie-
hungen auch selbst fair und gerecht zu handeln (vgl. 
Rommerskirchen, 2019, S.119). Aussagen wie ‚das ist 
ungerecht‘ oder ‚das ist unfair‘ sind Teil der Alltags-
sprache. Die Begriffe Gerechtigkeit und Ungerechtig-
keit können dabei zum einen auf Personen und ihre 
Handlungen, sowie auch speziell auf Institutionen be-
zogen werden (vgl. Goppel & Mieth & Neuhäuser, 
2016, S.2 ).  Die Bewertung erfolgt dabei nach Jan 
Rommerskirchen auf Grundlage eines sogenannten 

Gerechtigkeitsmaßstabes. Hierbei werden sowohl die 
objektive als auch die subjektive Bewertung des ge-
rechten oder ungerechten Handelns betrachtet (vgl. 
Rommerskirchen, 2019, S.27).  

Gerechtigkeit in einem objektiven Rahmen setzt ei-
nen übergeordneten, anerkannten Wertekodex voraus. 
Dieser kann sich „auf ein Naturrecht, die tradierte 
Gültigkeit von religiösen Geboten oder universelle 
Menschenrechte beziehen (…)“ (Rommerskirchen, 
2019, S.27), als auch einen institutionellen Rahmen, 
der mit Hilfe rechtlicher Normen Gerechtigkeitskon-
flikte lösen soll. Es handelt sich hierbei also um vor-
her festgelegte, objektiv bewertbare Vorstellungen 
und Anknüpfungspunkte, an welchen sich der Werte-
kodex übergeordnet und institutionalisiert orientiert. 

Auf der anderen Seite steht der subjektive Gerech-
tigkeitsmaßstab. Hierbei werden individuelle Forde-
rungen und Ansprüche der einzelnen Akteure auf ihre 
Wechselseitigkeit überprüft, indem die erforderten 
Ansprüche mit den erbrachten Leistungen abgegli-
chen und bewertet werden. Diese Form der Gerech-
tigkeitsbewertung setzt eine „individuelle, fähigkei-
ten- und leistungsorientierte Lösung bei Verteilungs-
konflikten“ (Rommerskirchen, 2019, S.27) voraus. 
Die individuelle und subjektive Verteilung von 
Pflichten, Rechten und akteursspezifischen Verpflich-
tungen in einer sozialen Gemeinschaft stehen hier im 
Vordergrund (vgl. Rommerskirchen, 2019, S.27).  

John	Rawls	und	die	Theorie	der	Gerechtig-
keit	
John Rawls nimmt das Streben und den Wunsch nach 
Gerechtigkeit auf Grundlage des objektiven Gerech-
tigkeitsmaßstabes als Basis seiner Gerechtigkeitsthe-
orie. Denn für Rawls bildet die Gerechtigkeit „die 
erste Tugend sozialer Institutionen, so wie die Wahr-
heit bei Gedankensystemen“ (Rawls, 1975, S. 199). 
Diese Institutionen sind erste Träger der Gerechtig-
keit und implementieren diese in der Gesellschaft. Sie 
bestimmen weiterführend die Rechte und Pflichten 
der Menschen, wodurch auch die persönlichen Ent-
wicklungschancen der Individuen beeinflusst werden 
(vgl. Rawls, 1975, S. 23). So besitzt jeder Mensch 
eine auf der Gerechtigkeit basierende Unverletzlich-
keit, welche jedem einzelnen in jeglicher Situation zu-
steht. Rawls widerspricht dabei auch direkt der An-
nahme, man könne Menschenleben gegeneinander 
aufwiegen oder den Verlust der Freiheit Einzelner 
durch das Wohl der Gesamtgesellschaft wettmachen. 
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In einer gerechten Gesellschaft gelten gleiche Rechte 
für alle, Wahrheit und Gerechtigkeit als die Haupttu-
genden des sozialen Handelns lassen keine Kompro-
misse zu. Eine Ungerechtigkeit ist nur dann zulässig, 
wenn sie eine noch größere Ungerechtigkeit vermei-
det (vgl. Rawls, 1975, S. 19f.).  

Für die theoretische Begründung dieser Annahmen 
braucht es Gerechtigkeitsgrundsätze, die das faire Zu-
sammenleben der Menschen in einer Gesellschaft ga-
rantieren. Die beiden Begriffe der Freiheit und Chan-
cengleichheit bieten die Basis für diese Grundsätze, 
die sich in den jeweiligen Institutionen der Gesell-
schaft wiederfinden müssen. Einerseits wird jedem 
Mitglied das gleiche „[…] Recht auf das umfang-
reichste Gesamtsystem gleicher Grundfreiheiten 
[…]“ (Rawls, 1975, S. 336) garantiert. Dieser Grund-
satz der Freiheit der Individuen hat Vorrang vor dem 
zweiten Grundsatz der Gleichheit: Soziale oder wirt-
schaftliche Ungleichheiten darf es nur dann geben, 
wenn sie die Lage aller und besonders die der am we-
nigsten Begünstigten einer Gesellschaft den größten 
Vorteil bringen. Außerdem sind sie mit Positionen o-
der Ämtern verbunden, die allen fair und gleicherma-
ßen zur Verfügung stehen (vgl. Rawls, 1975, S. 336). 
Die Chancen der Menschen sind hierbei wesentlich an 
die Mittel geknüpft, über die sie verfügen. Dies be-
zeichnet Rawls als „Unterschiedsprinzip“ (Rawls, 
1975, S. 176).  

Die Vertragspartner wählen diese Grundsätze, die 
in der Folge über die Rechte, Pflichten und Verteilung 
der gesellschaftlichen Grundgüter bestimmen. Die 
Vertragspartner begründen in dieser Konstellation das 
Gesamtsystem, was über Gerechtigkeit und Unge-
rechtigkeit entscheidet. Diese Entscheidungen be-
stimmen folglich die Grundsätze der Gerechtigkeit 
(vgl. Rawls, 1975, S.28f.). Rawls bezeichnet dies als 
„Theorie der Gerechtigkeit als Fairneß“ (Rawls, 1975, 
S.28), da nach der hier zuvor dargelegten Vertrags-
aushandlung „die Grundsätze der Gerechtigkeit in ei-
ner fairen Ausgangssituation festgelegt werden“ 
(Rawls, 1975, S.29). Sie sind das Ergebnis einer fai-
ren Übereinkunft und Verhandlung der jeweiligen 
Parteien. 

Der	 Schleier	 des	 Nichtwissens	 im	 Urzu-
stand	
Jedoch beeinflussen subjektive Interessen, der soziale 
Status und die eigene Herkunft Individuen in Bezug 
auf die Freiheitsrechte (vgl. Rommerskirchen, 2019, 

S.123). Um dies zu verhindern sucht Rawls eine Aus-
gangsposition, welche eine möglichst faire Gleichbe-
handlung aller Individuen garantiert und die Subjekti-
vität bei der Vertragsaushandlung negiert.  

Um Gerechtigkeit anhand der bestehenden Institu-
tionen bewerten und dadurch legitimieren zu können, 
fordert er als Gedankenexperiment den sogenannten 
Urzustand. Dadurch sollen sich alle Mitglieder einer 
Gesellschaft auf einen Fairnessgrundsatz berufen 
können, der die ausgehandelten Prinzipien legitimiert 
(vgl. Goppel & Mieth & Neuhäuser, 2016, S.25). Bei 
der Wahl der Grundsätze gelten die gleichen Rechte 
für alle und jeder kann seine eigenen Ideen und Vor-
stellungen in den Diskurs miteinfließen lassen (vgl. 
Rawls, 1975, S. 36f.). Wichtig für die erfolgreiche 
Umsetzung dieses Zusammenschlusses ist außerdem 
der Gerechtigkeitssinn (vgl. Rawls, 1975, S.608), der 
unter allen Individuen allgemein anerkannt und ho-
mogen sein muss.  

Das Streben nach Gerechtigkeit aller Vertragsteil-
nehmer ist damit die anthropologische Prämisse des 
Kontrakts (vgl. Rommerskirchen, 2019, S.125). 
Wichtig zu erwähnen ist hierbei allerdings, dass es 
sich nicht um bestimmte Gerechtigkeitsvorstellungen 
einzelner Mitglieder handelt, sondern vielmehr, „daß 
jeder die beschlossenen Grundsätze versteht und nach 
ihnen handelt, wie sie auch beschaffen sein mögen“ 
(Rawls, 1975, S. 168f.). Der Gerechtigkeitssinn der 
Individuen führt daher zu einer Verbindlichkeit der 
Grundsätze aller Mitglieder (vgl. Rawls, 1975, S. 
169).  

Um einen möglichst fairen und gleichberechtigten 
Prozess bei der Vertragsverhandlung zu garantieren, 
versetzen sich die Individuen in die Position derer, die 
nach dem Zusammenschluss in der Gesellschaft am 
schlechtesten gestellt sind (vgl. Rommerskirchen, 
1975, S.125). Grundvoraussetzung dafür ist der soge-
nannte „Schleier des Nichtwissens“ (Rawls, 1975, S. 
159f.). Dadurch werden Zufälligkeiten verhindert und 
die Menschen finden sich nicht in ungleichen Situati-
onen wieder, die nur durch Zufall entstanden sind. Der 
Schleier sorgt für einen fairen Prozess, bei dem die 
Gerechtigkeitsgrundsätze unter objektiven und allge-
meinen Gesichtspunkten beurteilt werden können 
(vgl. Rawls, 1975, S.159).  

Das neutralisiert die Individuen in Bezug auf die 
Festlegung der Gerechtigkeitsgrundsätze und sorgt 
für eine faire Verteilung der Güter. Dadurch, dass den 
Parteien bestimmte Einzeltatsachen wie der Platz in 



Journal für korporative Kommunikation - Ausgabe 2/2020 
   

60  
 
 

journal-kk.de 

der Gesellschaft, der Status, die Intelligenz oder kör-
perliche Fähigkeiten und Gesundheit unbekannt sind, 
entscheidet niemand nach dem persönlichen Vorteil. 
Nur durch gerechte Vereinbarungen und die morali-
sche Gleichbehandlung der Vertragspartner kann eine 
Willkür verhindert werden. Werden Einzelkenntnisse 
der Individuen über bestimmte Lebenslagen vor dem 
Schleier des Nichtwissens zugelassen, „ist das Ergeb-
nis durch Zufälligkeiten verzerrt“ (Rawls 1975, 
S.165).  

Die	Idee	der	Gerechtigkeit	als	Kritik		

Amartya Sen kritisiert die Theorie von Rawls und 
wirft ihm vor, die gerechte Regelung durch Institutio-
nen als Maßstab und Garanten für Gerechtigkeit in der 
Gesellschaft selbst führe zum „transzendentalen Insti-
tutionalismus“ (Sen, 2010, S. 33). Dieser konzentriere 
sich einerseits nur auf die „vollkommende Gerechtig-
keit und nicht auf einen Vergleich von mehr oder we-
niger Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit“ (Sen, 2010, 
S. 34). Das tatsächliche, soziale Verhalten der Men-
schen und die Interaktionen untereinander bleiben zu-
lasten eines idealistischen Urzustandes unbeachtet 
(vgl. Sen, 2010, S.34). 

Die Theorie Rawls‘ ist für Sen deshalb so proble-
matisch, da er die beiden Gerechtigkeitsgrundsätze 
der Freiheit und Gleichheit als zu absolut interpretiert. 
Die absolute Priorität der persönlichen Freiheit als 
oberster Grundsatz einer gerechten Gesellschaft 
räumt den Individuen zwar durchaus wichtige Grund-
rechte wie den Schutz der Privatsphäre oder die Mei-
nungsfreiheit ein (vgl. Sen, 2010, S. 92). Allerdings 
stellt sich hierbei die Frage, ob die persönliche Frei-
heit der Einzelnen wirklich Priorität vor der Verhin-
derung von beispielsweise Verhungern oder mangel-
hafter medizinischer Versorgung haben soll (vgl. Sen, 
2010, S. 93). Priorität der Freiheit als Sicherung be-
stimmter Grundrechte ist wünschenswert, „aber eine 
totale uneingeschränkte Priorität ist fast mit Sicher-
heit des Guten zu viel“ (Sen, 2010, S. 94). Da die Un-
terschiede in den Fähigkeiten, die gegebenen Grund-
güter in ein gutes Leben zu übersetzen, nicht berück-
sichtigt werden kritisiert Sen auch den zweiten 
Grundsatz der Gleichheit. Ein Mensch mit Behinde-
rung wird das gleiche Einkommen für weniger nutzen 
können als ein gesunder (vgl. Sen, 2010, S. 94). Die 
Umwandlung von Grundgütern in bestimmte Chan-
cen ist abhängig von individuellen Einzeltatsachen, 

die bei Rawls durch den Schleier des Nichtwissens au-
ßer Acht gelassen werden. Sen bezeichnet dies als 
„unausweichliche Relevanz des tatsächlichen Verhal-
tens“ (Sen, 2010, S. 95). Das individuelle Verhalten 
und die persönlichen Ziele der einzelnen machen eine 
Konzeption auf Grundlage nur zweier wesentlicher 
Grundsätze fast unmöglich.  

Die	pluralistische	Perspektive	als	Grund-
lage	einer	globalen	Gerechtigkeitskonzep-
tion	
Hierfür möchte Sen „tatsächliche Verwirklichungen 
und Errungenschaften in den Blick nehmen“ (Sen, 
2010, S. 38). Was wesentliche Problem einer unpar-
teiischen Bestimmung der gerechten Gesellschaft „ist 
die Frage, ob sich vielfältige und konkurrierende Be-
gründungen für Gerechtigkeit aufrecht erhalten las-
sen, die sämtlich Ansprüche auf Unparteilichkeit ha-
ben und trotzdem voneinander verschieden sind […]“ 
(Sen, 2010, S. 41).  

Um die Empfindung der gerechten Ressourcenallo-
kation von einer individualistischen auf eine eher kol-
lektive Bewertungsstufe zu heben, greift Sen auf den 
unparteiischen Zuschauer von Adam Smith zurück. 
Dadurch entsteht eine Vielfalt von Sichtweisen und 
eine Diskussion über Landesgrenzen hinaus. Die ex-
ternen Stimmen und Meinungen helfen dabei, ein ob-
jektiveres Verständnis von Gerechtigkeit zu erhalten, 
und schaffen so einen globalen Gerechtigkeitsdiskurs 
(vgl. Sen, 2010, S. 158). In der Bewertung von Ge-
rechtigkeit entsteht durch die pluralistische Perspek-
tive eine offene Unparteilichkeit, welche in der Be-
wertung bestimmter Urteile und Entscheidungen auch 
Ansichten zulässt, die nicht zwangsweise zur Gruppe 
der Vertragspartner gehören. Vielmehr werden so tra-
ditionelle Entscheidungswege durchbrochen und Pro-
vinzialismus vermieden (vgl. Sen, 2010, S. 150). Die 
Pluralität der Gründe für Gerechtigkeit lässt ein fest-
gelegtes Paar von Gerechtigkeitsgrundsätzen im Ur-
zustand nicht zu. 

Die offene Unparteilichkeit schafft also einen Ge-
rechtigkeitssinn über die nationalen Grenzen hinaus. 
Der Einfluss globaler Diskussion ist dabei allerdings 
nicht abhängig von der Existenz eines globalen Staa-
tes (vgl. Sen, 2010, S.168f.). Die interpersonellen Be-
ziehungen und Verbindungen in einer globalisieren 
Welt gehen vielmehr über Landesgrenzen hinaus und 
schaffen so eine nationenübergreifende Identität. Als 
Beispiel dafür führt Sen die Menschenrechte auf (Sen, 
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2010, S.171). Diese Rechte sind nicht abhängig von 
einer hypothetischen Weltregierung, sondern ver-
pflichten jeden, der in der Lage ist zu helfen, dies auch 
zu tun. Die idealistische Konzeption, dass es erst eine 
gemeinsame Vorstellung von Gerechtigkeit geben 
muss, um Ungerechtigkeit zu verhindern, lehnt Sen 
strikt ab (vgl. Sen, 2010, S.171f.).  

Anstelle einer idealistischen Gerechtigkeitskonzep-
tion geht es also vielmehr darum, wie Ungerechtigkeit 
verringert werden kann (vgl. Sen, 2010, S.37). Die 
Frage, was eine gerechte Gesellschaft ist, sei dabei 
keine hilfreiche Theoriebasis für eine realitätsnahe 
Gerechtigkeitskonzeption. Vielmehr brauche es in der 
Bewertung sozialer Gerechtigkeit einen politischen 
Raum für Unvollständigkeit. Auch nach dem Schleier 
des Nichtwissens kann immer noch eine Diskrepanz 
bei der Bewertung sozialer Prioritäten entstehen. Auf 
Grund der nicht vollständig ausgearbeiteten individu-
ellen Wertungen und der unvollständigen Bewertung 
der einzelnen Personen „könnte fortdauernde Unvoll-
ständigkeit ein bleibendes Merkmal von Beurteilun-
gen sozialer Gerechtigkeit sein“ (Sen, 2010, S.133). 
Auch deswegen muss die Theorie kollektiver Ent-
scheidungen bei der Entwicklung einer gerechten Ge-
sellschaft in Betracht gezogen werden (vgl. Sen, 
2010, S.133).  Es also weniger um den Versuch, eine 
vollkommen hypothetisch-gerechte Gesellschaft zu 
schaffen, sondern vielmehr darum, die tatsächlich zur 
Verfügung stehenden Optionen zu betrachten und 
nicht in einem fiktiven Zustand zu verharren (vgl. 
Sen, 2010, S. 134).   

Fazit:	Gerechtigkeit	als	Grundlage	für	das	
Gemeinwohl	a-posteriori	
Inwiefern lassen sich die hier ausgearbeiteten theore-
tischen Felder aber nun auf eine gemeinwohlspezifi-
sche Analyse übertragen? Es wird zunächst ersicht-
lich, dass Gemeinwohl in einem pluralistischen 
Rechtsstaat nur a-posteriori in Form von fortlaufen-
den diskursiven Auseinandersetzungen entstehen 
kann. Dabei geht es nicht darum, eine feste Größe zu 
definieren. Gemäß dem Motto der Weg ist das Ziel 
bietet das Gemeinwohl eine Orientierung für ein ge-
rechtes und faires Leben aller Menschen in der Ge-
meinschaft und verhindert so die umfassende Indivi-
dualisierung der Lebensweisen. Der Pluralismus bün-
delt die individuellen Meinungen und Werte und 
stärkt diese im gesellschaftlichen und politischen Dis-
kurs in Form autonomer Gruppen. Da freiheitliche 

Rechtsstaaten in der heutigen Zeit ihre Legitimität 
nicht mehr durch ein übergeordnetes Zwangskorsett 
durchsetzen können, beruht die legitime Herrschaft 
auf der Sicherung individueller Freiheitsrechte. Der 
Rechtsstaat bietet dabei den rechtlichen Rahmen, in 
welchem sich das Gemeinwesen in Bezug auf gesell-
schaftlichen Diskurs frei entfalten kann, ohne sich da-
bei selbst an diesem zu beteiligen. Besonders dem ma-
teriellen Rechtsstaatsprinzip kommt hier eine wesent-
liche Bedeutung zu. Dort werden inhaltliche Maß-
stäbe in der Bewertung miteinbezogen und schaffen 
so eine Verhältnismäßigkeit in Bezug auf Sanktionen.  
Neben der Sicherung der Heterogenität durch die plu-
ralistische Grundstruktur der Gesellschaft, sowie die 
Sicherung der individuellen Rechte der Bürger als 
oberste Priorität freiheitlicher Rechtsstaaten, braucht 
es aber genauso ein kollektives Streben nach Werten, 
was die Individuen in einer Gesellschaft zumindest 
minimal  aneinander bindet. Das Streben nach Ge-
rechtigkeit bietet dabei eine wissenschaftliche belegte 
Grundlage. Die dargelegten Theorien von Rawls und 
Sen bieten dabei einen möglichen Ansatz, wie eine 
nach Gemeinwohl strebende Gesellschaft im Rahmen 
eines pluralistischen Rechtsstaates durch die Gerech-
tigkeit als übergeordneten Wertekodex zusammenge-
halten wird. Während Rawls mit dem transzendenta-
len Ansatz eine geschlossene Gesellschaftsform mits-
amt Institutionen als wesentliche Träger der Gerech-
tigkeit wählt, konzipiert Sen einen komparativen, glo-
balen Gerechtigkeitsentwurf, der auch externe Mei-
nungen mit in den Diskurs miteinbezieht.  

Der theoretische Charakter dieses Themas er-
schwert eine Übertragung auf die Praxis. Auch des-
wegen soll an dieser Stelle keine subjektive Bewer-
tung über eine Gemeinwohlkonzeption in einem plu-
ralistischen Rechtsstaat getätigt werden. Deutlich 
wird aber folgendes: Gemeinwohl kann nur dann als 
regulative Idee existieren, wenn eine Gesellschaft be-
reit ist einen übergeordneten, rechtlich gesicherten 
Wertekodex als Rahmenbedingung für gesellschaftli-
chen Konflikt zu akzeptieren. Individuelle Freiheit 
sollte auch weiterhin an oberster Stelle jeder rechts-
staatlichen Konzeption stehen. Dies muss aber in ei-
nem fortlaufenden Prozess in Einklang mit gesell-
schaftlichen Einschränkungen gebracht werden. In ei-
ner von Individualisierung geprägten Zeit ist es wich-
tig, das allgemeine Wohl nicht außer Acht zu lassen. 
Denn auch dadurch können wichtige Handlungsnor-
men für die Individuen entstehen und somit helfen, 
eine möglichst gerechte Gesellschaft zu konzipieren. 
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Der kollektive Zusammenhalt und das Wohl der All-
gemeinheit dürfen bei allen Freiheiten der autonomen 
Bürger nicht untergehen oder vollständig aufgegeben 
werden - eine Erkenntnis, die Alexis De Tocqueville 
wohl sehr gefallen hätte.  
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